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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

mit Empfehlungen an die Kommission zur Finanzierung von Maßnahmen, die keine 
öffentliche Entwicklungshilfe darstellen, in Ländern, auf die die Verordnung (EG) Nr. 
1905/2006 Anwendung findet
(2008/2117(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die 
Entwicklungszusammenarbeit1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Februar 2007 zu den Entwürfen für 
Entscheidungen der Kommission zur Ausarbeitung von Länderstrategiepapieren und 
Richtprogrammen für Malaysia, Brasilien und Pakistan2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Juni 2007 zu den Entwürfen für Beschlüsse 
der Kommission zur Ausarbeitung von regionalen Strategiepapieren und regionalen 
Richtprogrammen für den Mercosur und für Lateinamerika3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 21. Juni 2007 zu dem Entwurf für eine 
Entscheidung der Kommission zur Ausarbeitung eines regionalen Strategiepapiers 2007-
2013 und eines mehrjährigen Richtprogramms für Asien4,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 25. Oktober 2007 zu dem Entwurf eines 
Beschlusses der Kommission zur Einführung einer Sondermaßnahme 2007 für Irak5,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 9. Juli 2008 zu dem Entwurf der 
Entscheidungen der Kommission über jährliche Aktionsprogramme für 2008 für Brasilien 
und für Argentinien6,

– in Kenntnis des Urteils des Gerichtshofs vom 23. Oktober 2007 in der Rechtssache C-
403/05 Parlament gegen Kommission7,

– in Kenntnis der Haushaltslinie 19 09 02 „Vorbereitende Maßnahme — Zusammenarbeit 
mit Ländern der mittleren Einkommensgruppe in Lateinamerika“ des 
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 20088,

– in Kenntnis der Haushaltslinie 19 10 01 03 „Vorbereitende Maßnahme — Austausch mit 
Indien im Bereich der gewerblichen Wirtschaft und im Wissenschaftsbereich “ des 

                                               
1 ABl. L 378 vom 27.12.2006, S. 41.
2 ABl. C 287 E vom 29.11.2007, S. 507.
3 ABl. C 125 E vom 22.5.2008, S. 213.
4 ABl. C 146 E vom 12.6.2008, S. 337.
5 Angenommene Texte, P6_TA(2007)0481.
6 Angenommene Texte, P6_TA(2008)0338.
7 EuGH, Slg. 2007, S. I-9045.
8 AB1. L 71 v. 14.3. 2008, S. II/781
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Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 20081,

– in Kenntnis der Haushaltslinie 19 10 01 04 „Vorbereitende Maßnahme — Austausch mit 
China im Bereich der gewerblichen Wirtschaft und im Wissenschaftsbereich“ des 
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 20082,

– in Kenntnis der Haushaltslinie 19 10 01 05 „Vorbereitende Maßnahme – Zusammenarbeit 
mit Ländern der mittleren Einkommensgruppe in Asien“ des Gesamthaushaltsplans der 
Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2008,3

– gestützt auf Artikel 192 Absatz 2 des EG-Vertrags,

– gestützt auf die Artikel 39 und 45 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Entwicklungsausschusses (A6-0000/2008),

A. in der Erwägung, dass das wichtigste und übergeordnete Ziel der Verordnung (EG) Nr. 
1905/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines 
Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI) die Beseitigung der 
Armut in den Partnerländern und -regionen im Kontext einer nachhaltigen Entwicklung 
ist,

B. in der Erwägung, dass alle im Rahmen der geographischen Programme des DCI 
aufgeführten Maßnahmen sowie Maßnahmen, die 90% der Ausgaben im Rahmen der 
themenbezogenen DCI-Programme ausmachen, so konzipiert sein müssen, dass sie die 
Kriterien für öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) erfüllen, die vom 
Entwicklungshilfeausschuss (DAC) der OECD aufgestellt wurden, 4,

C. in der Erwägung, dass das Haupterfordernis für eine Einstufung als ODA lautet, dass ‚jede 
Transaktion mit dem Hauptziel der Förderung von Wirtschaftsentwicklung und Wohlstand 
in Entwicklungsländern vorgenommen wird’5,

D. in der Erwägung, dass das Parlament im Jahre 2007 vier Entschließungen gemäß Artikel 
81 angenommen hat, um auf sieben DCI-Programme aufmerksam zu machen, die 
Maßnahmen enthalten, die die Anforderungen für eine Einstufung als öffentliche 
Entwicklungshilfe (ODA) nicht erfüllen,

E. in der Erwägung, dass einige DCI-finanzierte Aktionen im Rahmen des Erasmus Mundus-
Programms, insbesondere diejenigen, die EU-Staatsangehörigen Studien an Universitäten 
in Drittstaaten ermöglichen, die Anforderungen für eine Einstufung als öffentliche 
Entwicklungshilfe (ODA) nicht erfüllen,

F. in der Erwägung, dass Aktionen der Gemeinschaft in Entwicklungsländern 
wünschenswert wären, um das Wissen über die EU zu fördern oder das gegenseitige 

                                               
1 AB1. L 71 v. 14.3.2008, S. II/787
2 AB1. L 71 v. 14.3.2008, S. II/788
3 AB1. L 71 v. 14.3.2008, S. II/788
4 Vgl. Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1905/2006.
5 OECD/DAC Factsheet “Is it ODA?”, Oktober 2006.
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Verständnis zwischen Nationen oder Regionen zu verbessern oder den strategischen 
Interessen der EU zu entsprechen, selbst wenn solche Aktionen die Anforderungen für 
eine Einstufung als öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) nicht erfüllen würden,

G. in der Erwägung, dass der Gemeinschaftshaushalt für 2008 vier vorbereitende 
Maßnahmen für Aktionen in DCI-Ländern aufweist, die keine öffentliche 
Entwicklungshilfe sind und Kosten von insgesamt 13,5 Millionen Euro beinhalten, 1,

1. fordert die Kommission auf, dem Parlament binnen sechs Monaten ab dem Datum der 
Annahme dieser Entschließung auf der Grundlage von Artikel 308 des EG-Vertrags einen 
Legislativvorschlag zu unterbreiten, der eine der beiden folgenden Optionen zum 
Gegenstand hat:

 ein Finanzierungsinstrument für Aktionen, die keine öffentliche Entwicklungshilfe 
darstellen, in Ländern, auf die die Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 Anwendung 
findet; 

 Änderungen zur Verordnung des Rates (EG) Nr. 1934/2006 vom 21. Dezember 2006
zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die Zusammenarbeit mit 
industrialisierten Ländern und Gebieten sowie mit anderen Ländern und Gebieten mit 
hohem Einkommen im Sinne der Ausweitung ihrer Anwendung auf Länder, auf die 
die Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 Anwendung findet;

2. fordert, dass der Legislativvorschlag den als Anlage zu dieser Entschließung 
unterbreiteten Empfehlungen Folge leistet;

3. bekräftigt, dass die genannten Empfehlungen mit dem Grundsatz der Subsidiarität und den
Grundrechten der Bürger im einklang stehen;

4. ist der Auffassung, dass die für das Instrument erforderlichen Finanzmittel aus den 
Haushaltslinien 19 09 02, 19 10 01 03, 19 10 01 04 und 19 10 01 05 bereitgestellt werden 
könnten, erforderlichenfalls ergänzt durch zusätzliche Mittel aus der Marge in Rubrik 4 
für die verbleibenden Jahre des Mehrjährigen Finanzrahmens;

5. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und die als Anlage beigefügten 
detaillierten Empfehlungen der Kommission und dem Rat zu übermitteln.

                                               
1 Haushaltslinien 19 09 02, 19 10 01 03, 19 10 01 04 und 19 10 01 05.
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ANLAGE ZUM ENTSCHLIESSUNGSANTRAG: DETAILLIERTE EMPFEHLUNGEN 
ZUM INHALT DES ANGEFORDERTEN VORSCHLAGS

Das Parlament empfiehlt, die folgenden Aspekte in den geforderten Vorschlag aufzunehmen:

1. Ziel, Umfang und allgemeine Grundsätze

Der Vorschlag sollte die Gemeinschaftsfinanzierung von wirtschaftlicher, finanzieller und 
technischer Zusammenarbeit und anderer Formen der Zusammenarbeit, die in ihren 
Zuständigkeitsbereicht fallen, aber die vom Entwicklungshilfeausschuss (DAC) der OECD 
aufgestellten Kriterien für eine Einstufung als öffentliche Entwicklungshilfe nicht erfüllen, 
mit den Ländern ermöglichen, die in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 
aufgeführt sind.

Die von dem Vorschlag abgedeckte Zusammenarbeit sollte eine konkrete Reaktion auf das 
Erfordernis darstellen, die Beziehungen zu verstärken und sich in den betreffenden Ländern 
auf einer bilateralen, regionalen oder multilateralen Basis stärker zu engagieren, um ein für 
den Ausbau der Beziehungen der Gemeinschaft zu diesen Ländern und Gebieten günstigeres 
Umfeld zu schaffen und den Dialog zu fördern, unter gleichzeitiger Wahrung der 
Gemeinschaftsinteressen.

Die im Rahmen des Vorschlags mögliche Zusammenarbeit sollte auf ein Engagement mit 
Partnern abzielen, die eines oder mehrere der folgenden Kriterien erfüllen:

– sie verfügen über ähnliche politische, wirtschaftliche und institutionelle Strukturen sowie 
Wertvorstellungen wie die Gemeinschaft oder sind der Förderung solcher Strukturen und 
Werte gegenüber aufgeschlossen;

– sie sind bedeutsame bilaterale Partner und Akteure in multilateralen Foren und in der 
globalen Politikgestaltung;

– es handelt sich um Länder, bei denen die Gemeinschaft ein strategisches Interesse daran 
hat, ihre Beziehungen zu ihnen auszubauen;

Der Vorschlag und die in seinem Rahmen durchgeführten Maßnahmen sollten darauf 
abzielen, die Kohärenz mit anderen Bereichen des auswärtigen Handelns der Gemeinschaft 
sowie anderen maßgeblichen Politikmaßnahmen und Instrumenten der Gemeinschaft 
sicherzustellen. Sie sollten die von den Mitgliedstaaten und öffentlichen Gremien der 
Gemeinschaft durchgeführten Maßnahmen, auch im Bereich der Handelsbeziehungen, 
ergänzen und in ihrem Nutzen verstärken.

Die aus dem Vorschlag hervorgehende Verordnung sollte eine Geltungsdauer bis 2013 haben 
und einer Halbzeitüberprüfung unterliegen, die auf Betreiben des Europäischen Parlaments, 
der Kommission oder des Rates in einen Legislativvorschlag für jegliche erforderlichen 
Änderungen münden würde.
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2. Bereiche der Zusammenarbeit

Der Vorschlag sollte Maßnahmen ermöglichen, die im Einklang mit seinem Ziel, 
Anwendungsbereich und seinen allgemeinen Grundsätzen stehen, und zwar insbesondere in 
den folgenden Bereichen der Zusammenarbeit:

(1) Förderung von Zusammenarbeit, Partnerschaften und gemeinsamen Unternehmungen 
zwischen Wirtschafts-, Hochschul- und Wissenschaftsakteuren in der Gemeinschaft und 
in Partnerländern zum beiderseitigen oder gemeinschaftlichen Nutzen;

(2) Stimulierung des bilateralen Handels, von Investitionsströmen und 
Wirtschaftspartnerschaften zum beiderseitigen oder gemeinschaftlichen Nutzen; 

(3) Förderung des Dialogs zwischen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Akteuren und 
anderen zwischenstaatlichen und Nichtregierungsorganisationen in entsprechenden 
Sektoren in der Gemeinschaft und in Partnerländern zum beiderseitigen oder 
gemeinschaftlichen Nutzen;

(4) Förderung zwischenmenschlicher Kontakte, von Bildungs- und Ausbildungsprogrammen 
und intellektuellem Austausch sowie Verbesserung des gegenseitigen Verständnisses 
zwischen Kulturen und Zivilisationen zum beiderseitigen oder gemeinschaftlichen 
Nutzen;

(5) Förderung von Kooperationsprojekten in Bereichen wie Forschung, Wissenschaft und 
Technologie, Energie, Verkehr und Umwelt - einschließlich Klimawandel, Zoll- und 
Finanzfragen und sonstige Bereiche von beiderseitigem Interesse für die Gemeinschaft 
und die Partnerländer;

(6) Stärkung der Wahrnehmung und des Verständnisses der Europäischen Union sowie ihrer 
Sichtbarkeit in Partnerländern;

(7) Unterstützung spezifischer Initiativen, einschließlich Forschungsarbeiten, Studien, 
Pilotprojekte oder gemeinsame Projekte, mit denen effizient und flexibel Zielen der 
Zusammenarbeit gedient werden soll, die sich aufgrund der Entwicklung der bilateralen 
Beziehungen der Gemeinschaft zu den Partnerländern ergeben, oder mit denen die 
weitere Vertiefung und Erweiterung der bilateralen Beziehungen zu ihnen gefördert 
werden soll.

Die Liste der Bereiche der Zusammenarbeit sollte auf der Grundlage von 
Verwaltungsverfahren gemäß Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 erweitert werden 
können.

3. Programmierung und Durchführung

Der Vorschlag sollte eine Programmplanung anhand mehrjähriger Programmdokumente 
ermöglichen. Das Programm sollte umgesetzt werden mit detaillierteren 
„Aktionsprogrammen“, einschließlich einer ausführlichen Beschreibung der zu 
finanzierenden Aktionen für einen Zeitraum von mindestens einem und höchstens drei Jahren.
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4. Förderfähigkeit, Arten der Finanzierung und Ko-Finanzierung

Der Vorschlag sollte Listen von Gremien enthalten, die für eine Finanzierung und Ko-
Finanzierung in Frage kommen, und Regeln festlegen, in welchen Rechtsformen diese 
Finanzierung oder Ko-Finanzierung erfolgen kann. Diese Listen sollten auf der Grundlage 
von Verwaltungsverfahren gemäß Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 erweitert 
werden können.

5. Verwaltungsausschuss, Bewertung und jährliche Berichterstattung

Der Vorschlag sollte Bestimmungen betreffend die Annahme von Programmdokumenten und 
Aktionsprogrammen durch einen Verwaltungsausschuss beinhalten, ebenso Auflagen 
betreffend Bewertung und jährliche Berichterstattung analog zu den Vorschriften anderer 
Finanzierungsinstrumente für auswärtiges Handeln.
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BEGRÜNDUNG

Die Notwendigkeit dieses legislativen Initiativberichts ergibt sich aus der Tätigkeit des 
Entwicklungsausschusses in den vergangenen Jahren in Bezug auf das Instrument der 
Entwicklungszusammenarbeit (DCI).  

Begrenzter Anwendungsbereich des DCI

Im Zuge des langwierigen und schwierigen Mitentscheidungsverfahrens für das DCI gelang 
es dem Europäischen Parlament, die Aufnahme von Bestimmungen zu erwirken, um den 
Charakter der Verordnung als ein Instrument der Entwicklungspolitik zu wahren. Diese 
Anforderungen1 lauteten konkret, dass 100% der im Rahmen der geographischen Programme 
vorgesehenen Ausgaben und 90 % der im Rahmen der thematischen Programme 
vorgesehenen Ausgaben so zu gestalten sind, „dass sie den Kriterien genügen, die der 
OECD/DAC (OECD-Entwicklungshilfeausschuss) für die öffentliche Entwicklungshilfe 
aufgestellt hat“.

Überwachung der DCI-Umsetzung

Beim Inkrafttreten des DCI Anfang 2007 nahm der Entwicklungsausschuss eine Prüfung 
sämtlicher Länder-, Regional- und Themen-Strategiepapiere und anschließend sämtlicher im 
Rahmen der Strategiepapiere erstellten jährlichen Aktionsprogramme vor. Der Ausschuss gab 
nicht nur politische Kommentare zum Inhalt dieser Programmdokumente ab, er prüfte auch 
die rechtliche Frage, ob irgendwelche der im Dokument vorgeschlagenen Maßnahmen nicht 
der Definition von öffentlicher Entwicklungshilfe des OECD-Entwicklungshilfeausschusses 
entsprechen.  Zu den Fällen, in denen der Ausschuss der Auffassung war, dass diese 
Anforderung nicht erfüllt war, legte er dem Plenum eine Entschließung gemäß Artikel 81 vor, 
um seine Ansicht zu bekunden, dass der Maßnahmenentwurf die innerhalb des DCI 
übertragenen Durchführungsbefugnisse überschreitet2.  Im Jahre 2007 wurden vier solche 
Entschließungen zu sechs geographischen Strategiepapieren und einer Sondermaßnahme (für
Irak) angenommen.  Eine weitere Entschließung zu zwei geographischen jährlichen 
Aktionsprogrammen wurde 2008 angenommen.

Die in den Entschließungen herausgestellten Maßnahmen betrafen:

 eine Maßnahme zur ‚Verbesserung der Kenntnis der malaysischen Unternehmen vom 
EU-Markt und umgekehrt’ sowie die ‚Erhöhung der Außenwirkung der EU in 
Malaysia durch gemeinsame Initiativen’;

 Schaffung eines Instituts für europäische Studien in Brasilien, dessen Hauptziel es ist, 
ein ‚besseres Bild von der EU’ zu vermitteln;

                                               
1 enthalten in Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 vom 18. Dezember 2006 zur Schaffung 
eines Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI)
2 verfügt in Artikel 8 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten 
für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (Komitologie-Beschluss)
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 eine Maßnahme, um ‚das Wissen über und das Bewusstsein für regionale Identität und 
den Integrationsprozess im Mercosur durch Unterstützung des Sektors Film und 
audiovisuelle Medien zu stärken’;

 Unterstützung für ‚etwaige Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen zwischen 
dem ASEAN und der EU und dessen Durchführung’ sowie um ‚die 
Öffentlichkeitswirksamkeit des Beitrag der EG zum ASEAN zu erhöhen’;

 Finanzierung der Mobilität von Studierenden mit EU-Staatsangehörigkeit, die im 
Rahmen des Erasmus Mundus-Programms in Entwicklungsländern studieren.

Bei der Übermittlung dieser Entschließungen an das Plenum beschränkte sich der 
Entwicklungsausschuss darauf, die vorgeschlagenen Maßnahmen mit den Bestimmungen der 
Rechtsgrundlage zu vergleichen; er wollte damit in keiner Weise den Eindruck erwecken, 
dass er gegen die Durchführung solcher Maßnahmen ist, wenn sie aus einer Quelle finanziert 
werden könnten, die nicht für Entwicklungszwecke bereitgestellt wurde.  Vielmehr spricht 
politisch durchaus Einiges dafür, solche Maßnahmen aus dem Gemeinschaftshaushalt zu 
finanzieren, insbesondere in Ländern und Regionen, die bereits einen Entwicklungsstand 
erreicht haben, bei dem handelspolitische und sonstige Interessen mehr zählen als die 
Bereitstellung von Grundgütern. 

Gesetzeslücke

Da das DCI auf Entwicklungsmaßnahmen beschränkt und kein anderes 
Finanzierungsinstrument für Nicht-Soforthilfemaßnahmen dieser Art vorhanden ist, liegt es 
auf der Hand, dass im legislativen Gefüge für die Finanzierung von externen Aktionen eine 
Lücke besteht.  Daher fordert dieser legislative Initiativbericht einen Gesetzgebungsvorschlag, 
der auf die Schließung dieser Lücke abzielt.

Haushaltsvorschriften

In der Zwischenzeit hat der Entwicklungsausschuss in seinen Stellungnahmen zu den 
Haushaltsplänen für 2008 und 2009 Vorkehrungen für Vorbereitende Maßnahmen zur 
Finanzierung von Aktionen in Ländern der mittleren Einkommensgruppe getroffen, die nicht 
der offiziellen Definition von ODA entsprechen und somit nicht in den Anwendungsbereich 
des DCI fallen1. Für 2009 hat der Ausschuss angesichts der begrenzten Zahl von Ländern der 
mittleren Einkommensgruppe im asiatischen Raum vorgeschlagen, diese Finanzierung auf 
andere Entwicklungsländer als Länder der mittleren Einkommensgruppe auszuweiten.  Im 
Jahre 2008 beinhaltete der Haushalt auch Vorbereitende Maßnahmen für den ‚Austausch mit 
Indien und China im Bereich der gewerblichen Wirtschaft und im Wissenschaftsbereich’2, die 
auch zur Beseitigung der Gesetzeslücke beitragen.  Da Haushaltslinien für Vorbereitende 
Maßnahmen den Weg für den Erlass von Rechtsvorschriften ebnen sollen, ist es angemessen, 
dass der Entwicklungsausschuss nun die entsprechenden Rechtsvorschriften einfordert.

Sinn und Zweck der geforderten Rechtsvorschrift

                                               
1 Haushaltslinien 19 09 02 und 19 10 01 05
2 Haushaltslinien 19 10 01 03 und 19 10 01 04



PR\738696DE.doc 11/12 PE411.956v01-00

DE

Zu den Maßnahmen, die durch die geforderte Rechtsvorschrift abgedeckt sein sollen, gehören 
die im Rahmen des DCI vorgeschlagenen Aktionen, die nach der vom Parlament in seinen 
Entschließungen gemäß Artikel 81 von 2007 und 2008 vertretenen Auffassung nicht der 
Definition von ODA entsprechen.   Es wäre jedoch nicht sinnvoll, den Anwendungsbereich 
der Rechtsvorschrift auf solche Aktionen zu beschränken, da es gelegentlich angezeigt sein 
kann, andere Aktivitäten als öffentliche Entwicklungshilfe in den betroffenen 
Entwicklungsländern zu unterstützen.  Daher enthält die Anlage zum Entschließungsantrag 
eine vom Berichterstatter vorgeschlagene umfangreiche Liste möglicher 
Kooperationsbereiche.  Es ist auch eine Bestimmung vorgesehen, wonach die Liste 
erforderlichenfalls im Komitologieverfahren ausgeweitet werden kann.

Geographischer Geltungsbereich

Es wird vorgeschlagen, den geographischen Geltungsbereich der geforderten Rechtsvorschrift 
auf die Länder zu begrenzen, für die das DCI gilt.  Die Risiken einer Beschränkung des 
Anwendungsbereichs auf bestimmte Gruppen von Entwicklungsländern - z.B. Länder der 
mittleren Einkommensgruppe -sind bereits durch die Schwierigkeiten vor Augen geführt 
worden, die diesbezügliche Haushaltslinie in Asien zur Anwendung zu bringen.  Ferner ist es 
nicht erforderlich, den Anwendungsbereich über DCI-Länder hinaus zu erweitern, da nur im 
DCI verlangt wird, dass die Aktionen der Definition der ODA entsprechen: daher ist es nicht 
erforderlich, die Länder, für die andere geographische Finanzierungsinstrumente gelten1, in 
den Anwendungsbereich der neuen Rechtsvorschrift aufzunehmen.

Rechtsgrundlage

Gemäß Artikel 39 muss ein legislativer Initiativbericht die angemessene Rechtsgrundlage für 
die geforderte Rechtsvorschrift angeben.  Im vorliegenden Fall ist die Auswahl einer 
Rechtsgrundlage allerdings nicht gerade einfach.  Da es sich bei den betreffenden 
Maßnahmen ausdrücklich nicht um ODA handelt, ist Artikel 179 als Rechtsgrundlage nicht 
geeignet.  Die mögliche Alternative, Artikel 181a für die Wirtschaftliche, Finanzielle und 
Technische Zusammenarbeit mit Drittländern, wurde im Parlament und in der Kommission 
unterschiedlich ausgelegt, wobei das Parlament damit argumentierte, seine Anwendung 
beschränke sich auf andere als Entwicklungsländer.  Diese Auffassung wurde von einem 
Generalanwalt beim Gerichtshof in seinen Schlussanträgen in einer Rechtssache2 geteilt.

In Anbetracht der Schwierigkeiten, die Rechtsgrundlage zu ermitteln, hat der Berichterstatter 
den Vorsitzenden des Entwicklungsausschusses gebeten, eine Prüfung der Rechtsgrundlage 
gemäß Artikel 35 zu beantragen.  Er schlägt vor, den als Reaktion auf dieses Ersuchen 
unterbreiteten Ratschlag des Rechtsausschusses zu befolgen.

Wahl zwischen alternativen Formen

                                               
1 einschl. Verordnung (EG) Nr. 1638/2006 vom 24. Oktober 2006 zur Festlegung allgemeiner Bestimmungen zur 
Schaffung eines Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments und des Partnerschaftsabkommens 
AKP-EU
2 Schlussanträge von Generalanwalt Paolo Mengozzi v. 19. September 2007 in d. Rechtssache C-91/05
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Das Ziel einer Beseitigung der Lücke im Rechtsgefüge kann auf zwei verschiedenen Wegen 
erreicht werden:

 Erlass einer neuen Verordnung speziell für Maßnahmen, bei denen es sich nicht um 
ODA handelt, in DCI-Ländern

 Änderungsvorschläge zur Einbeziehung von anderen als ODA-Aktionen in DCI-
Ländern in den Geltungsbereich eines bestehenden Rechtsinstruments.

Nach Ansicht des Berichterstatters sind beide Möglichkeiten gleichermaßen akzeptabel, 
solange nicht versucht wird, diese Aktionen in das DCI selbst einzubeziehen, was den 
Entwicklungscharakter dieser Verordnung in Frage stellen würde. Im Falle von 
Abänderungen schlägt er vor, den Geltungsbereich des Instruments für Industriestaaten1

auszuweiten: dieses Instrument ist bereits so ausgelegt, dass es fast genau den ODA-
Erfordernissen entspricht, so dass das Problem der Rechtslücke dadurch gelöst werden kann, 
dass seine Bestimmungen auf die DCI-Länder angewandt werden.

                                               
1 Verordnung (EG) Nr. 1934/2006 des Rates vom 21. Dezember 2006 zur Schaffung eines 
Finanzierungsinstruments für die Zusammenarbeit mit industrialisierten Ländern und Gebieten sowie mit 
anderen Ländern und Gebieten mit hohem Einkommen
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